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Emil Franzel (1901-1976) über ein deutsches Grundproblem 
„Während Frankreich unter meist unbedeutenden Königen dank der ununterbrochenen Erb-

folge vom Vater zum Sohn eine Erbmonarchie mit einem natürlichen Zentrum in der Graf-

schaft Francien mit der Hauptstadt Paris wurde, scheiterten die Bemühungen der fast durch-

gängig hochbegabten, zum Teil auch kraftvollen und zielbewussten deutschen Herrscher um 

die Errichtung der erblichen Monarchie vor allem daran, dass jede der drei  großen Dynastien 

(Sachsen, Salier, Hohenstaufen), die nacheinander auf den Thron kamen, nach hundert Jahren 

ausstarb und die nachfolgende die Gunst der Fürsten durch Preisgabe königlicher Rechte neu 

erkaufen musste.“ (aus: „Germanen–Deutsche–Europäer“, 1962, S. 32) 

 

  

Fundstücke: 
1. DDR-Bürger flohen oft über die Tschechei nach Deutschland. Viele gerieten in die Fänge der tsche-

chischen Grenzposten. Die tschechische Justiz hat bisher 35 dieser Opfer rehabilitiert, doch im Todes-

fall beträgt die Entschädigung nur 16,-  €  (i.W. sechzehn!). (Rundbrief Sinagl, 18.7.2020) 

2. Ulrich Schmidt vom Institut für Weltwirtschaft, Kiel, errechnete, dass Herstellung und Betrieb eines 

Elektroautos  73 (dreiundsiebzig!) Prozent mehr Treibhausgase verursachen als ein moderner Diesel-

wagen. Dennoch beträgt die Subvention für E-Autos  9.000 €. (FAZ, 7.7.2020). 

3. In den USA beträgt der Anteil der Afroamerikaner nur 13 Prozent. Dennoch gehen 50 % aller Tö-

tungsdelikte und mehr als 50 % aller Einbrüche auf  ihr Konto  (PAZ, 3.7.2020. S. 24). 

4. 1970/71 gab es in Deutschland unter den 14.000 Vermögenssteuermillionären  nur rd. 300 Vertrie-

bene (= 2 %), obwohl es nach dem Bevölkerungsanteil rd. 3.000 (19 %) hätten sein müssen. Ähnlich 

war es bei den Selbstständigen und den Immobilienbesitzern (Kittel, Lastenausgleich, S.635 f.)  

5. China plant für die nächsten zehn Jahre den Bau von 70 Atomkraftwerken (JF, 31.7.2020, S.1) 
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01. Eine Pestschilderung bei Adalbert Stifter                 S. 03 
02. Immer wieder Gedenktage (Potsdam/Aussig)         S. 04                                           
03. Schäbiges Possenspiel in München                            S. 05              
04. Das Wort des Vorsitzenden                                         S. 06 
05. SL-Satzung: Kalendarische Übersicht                         S. 08                     
06. Verzicht auf die Kernaufgabe                                      S. 09              
07. Wenn man etwas unter der Oberfläche stochert    S. 11 
08. Emil Zatopek erhält Denkmal                                      S. 13 
09. Das Wiesbadener Abkommen                                     S.14 

 
10. Interessantes aus Böhmisch-Leipa                           S. 15 
11. Das Massaker von Prerau                                          S. 16 
12. Die „Befreiung“ Prags (Ota Filip)                              S. 16  
13. Die Welt verstehen                                                     S. 17. 
14. Aus Brüssel nichts Neues                                           S. 18 
15. Beamtenbestechung bei Tschechen u. Slow.         S. 20 
16. Proteste in Südtirol                                                     S. 21  
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              … und weitere Beiträge passim        
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Pandemie: 

Eine Pestschilderung bei Adalbert Stifter 

Für uns beruht Stifters Bedeutung vor allem auf seinem Witiko-Roman, mit dem er ein 

anspruchsvolles Gegenmodell zu Franz Palackys  Vorstellungen vom Leben in Böh-

men entwirft, was alleine schon deshalb zu begrüßen war, weil Palacky von den ge-

fälschten Königinhofer Handschriften ausging! 

In unserer corona-geplagten Zeit erinnert man sich aber auch an eine Erzählung Stif-

ters, in der eine Pestschilderung vorkommt.  

Sie heißt „Granit“ und trägt stark autobiographische Züge. 

Sie berichtet, wie ein „Pechhändler“ (er versorgte die Dör-

fer mit Wagenschmiere) dem kleinen Adalbert aus Spaß 

die Fußsohlen mit seiner schwarzen Handelsware be-

streicht. Spontan läuft der Knabe in die Stube zur Mutter 

und hinterlässt dabei dunkle Spuren. Die Mutter ist so er-

zürnt, dass sie den Buben streng züchtigt. Zum Glück ist 

der gütige Großvater in der Nähe und kann den Buben trösten. Zum Zeichen seiner 

Zuneigung nimmt er ihn auf einen Geschäftsgang in ein benachbartes Dorf mit. Un-

terwegs wolle er dem Knaben eine andere Geschichte, aber auch von einem Pechbren-

ner, erzählen. Beim Fortgehen sieht der Knabe noch, wie zwei Mägde am Boden 

kniend seine schwarzen Fußspuren wegscheuern.  

Zu der Geschichte kommt der Großvater erst auf dem Rückweg. Es war eine Pestge-

schichte, die sich vor mehreren Generationen in der Gegend abgespielt haben soll. Ein 

Pechbrenner zog sich bei Ausbruch einer Seuche mit seiner Familie in den tiefen Wald 

zurück, wo „nie eine Luft von Menschen hinkömmt“, also keine Ansteckungsgefahr 

drohte. Dennoch stirbt die Familie, nur der kleine Sohn überlebt. Er schlägt sich eine 

Weile alleine durch und findet bei seinen Streifzügen durch den Wald ein krankes, 

etwa gleichaltriges Mädchen, das zu einer anderen Familie gehörte, die sich ebenfalls 

im Wald verborgen hatte und ebenfalls starb. Der 

Knabe ernährt und pflegt das Mädchen, bis es ge-

sund war. Dann suchten sie wieder menschliche 

Siedlungen auf. Der Knabe wächst heran und wird 

ein tüchtiger Handwerker. Das Mädchen wanderte 

weiter zu noch lebenden Angehörigen. Nach länge-

rer Zeit fährt bei dem jungen Mann eine schöne 

Kutsche vor, der eine junge Frau entstieg. Sie war 

das von ihm gerettete Mädchen. Sie lud ihn auf ihr Schloss ein, wo sie schließlich hei-

rateten.  

Während der Großvater die Geschichte erzählte, war es finster geworden. Aber sie 

 
Adalbert Stifter (1805-1868) 

 
Stifters Geburtshaus.  

„Zwei Mägde scheuerten den Fußboden“ 
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bogen schon in die Dorfstraße ein, wo ihr Haus stand. Der Vater lag bereits im Bett 

und las in einem Buch. Die Mutter war noch zu Besuch bei einer kranken Nachbarin. 

Der Großvater brachte den Knaben zu Bett und begab sich auf seine Stube. Schon im 

Halbschlaf hörte der Bub, wie die Mutter zurückkam. Sie betrat leise seine Schlaf-

kammer und prüfte, ob er gut zugedeckt war. Dann tauchte sie ihre Finger in das 

Weihwasserfässchen an der Tür und machte auf der Stirn des Kindes ein kleines 

Kreuz. Mit dem schönen Gefühl, dass ihm die Mutter verziehen habe und sich viel-

leicht auch für die strenge Strafe am Nachmittag entschuldigen wollte, schlief der 

kleine Bub ein.        (Zusammenfassung F.V.) 

 

 

Immer wieder Gedenktage 
75 Jahre nach Kriegsende häufen sich die Gedenktage.  

Wir greifen die Potsdamer Konferenz und das Massaker in Aussig heraus. Beide 

hängen zusammen, denn mit dem fingierten Anschlag von Aussig sollte den Mächti-

gen in Potsdam signalisiert werden, wie unzumutbar ein weiteres Zusammenleben mit 

diesen unverbesserlichen Deutschen sei.  

Aussig 

Die Vorgänge in Aussig sind dank der Forschungen von Otfried Pustejovski, Wladimir 

Kaiser (Stadtarchivar) und  Kurt Werner (Buch: „Geboren in Aussig an der Elbe“, 1985) 

gut erforscht. Werner schöpft aus erster Quelle,  denn sein Gewährsmann war Alois 

Ullmann, der sich als ehemaliger KZ-Häftling 1945 in Aussig frei bewegen konnte. 

Ullmann sah, wie am 31. Juli 1945 einem Zug aus Prag etwa 300 Gestalten entstiegen, 

die aussahen, als hätte man „eine Strafanstalt geleert“. Nachmittags um 15.30 Uhr flog 

im Stadtteil Schönpriesen ein ehemals deutsches Munitionslager in die Luft. Das war 

der Startschuss für die Kohorte der 300. Die Opfer waren an ihren weißen Armbinden 

leicht zu erkennen. Für sie herrschte höchste Lebensgefahr. Sogar die (noch deutsche) 

Feuerwehr wurde auf dem Weg zum vermeintlichen Unglücksort beschossen. Die Zahl 

der Opfer ist umstritten. Stadtarchivar Kaiser schätzt sie auf 70 bis 100, Alois Ullmann 

nennt  2.713 (Werner, S. 65). Nicht vergessen darf man die von der Elbebrücke gesto-

ßen Opfer. Bei Pirna wurden etwa 80 Leichen angeschwemmt.  

Potsdam 

Als in Potsdam der Tagesordnungspunkt „Vertreibung“ aufgerufen wurde, mokierte 

sich Stalin, weil es ihm vorkäme,  „als würde der Senf nach dem Essen gereicht“. 

Damit gab er zu erkennen, dass man sich  über die Vertreibung, einschließlich der im 

Gange befindlichen „wilden Vertreibung“, schon 

längst geeinigt hatte. Die Konferenz hat den 

tschechischen Tatendrang nur insofern etwas 

gebremst, als die Vertreibung bis 1946 ausge-

setzt wurde und danach in „geordneter und hu-

maner Weise“ ablaufen sollte. Wichtig ist 

 

Stalins Flugangst: Stalin mied Flugzeu-

ge. Daher reiste er im gepanzerten Zug 

nach Potsdam. Eigens dafür verlegte man 

ab der russischen Grenze Schmalspur-

schienen. Die ganze Strecke wurde von 

15.000 Geheimdienstlern überwacht. 
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festzuhalten, dass nichts über die Behandlung des Eigentums beschlossen wurde! Wir 

wissen aber, wie sich Benesch das ursprünglich gedacht hatte. Laut Mastny-Protokoll 

vom Moskau-Besuch im Dezember 1943 wollte er auf deutsche Reparationen verzich-

ten, denn ihm genüge das Ei-

gentum der Sudetendeutschen. 

Diese sollten dafür Quittungen 

erhalten, die sie der deutschen 

Regierung zwecks Erstattung 

vorlegen könnten. Anfänglich 

handelten manche tschechi-

schen Behörden auch danach, 

wie die mitabgedruckte Kopie belegt.  

Nachwirkungen 
Die Beschlüsse von Potsdam beraubten Deutschland seiner Ostgebiete. Damit wurde 

das „größte kulturbildende Werk des deutschen Volkes“ (Franzel) vernichtet. Den An-

stoß gab Churchill schon 1943 in Teheran, als er mit drei Streichhölzern die Westver-

schiebung der russischen Grenze demonstrierte. Russland nahm das gerne an. Nach 

der „Wende“ hat es sich aus seinem Besatzungsgebiet zurückgezogen. Anders  die 

Westmächte, sie unterhalten bis heute Truppen in Deutschland und bestehen auf ihren 

Vorbehalten aus dem Deutschlandvertrag. Wie lange noch?                    (F.V.) 

 

Schäbiges Possenspiel in München  
Der Landtag des Freistaates Bayern würdigte in einer Resolution mehrheitlich die vor 

70 Jahren beschlossene Charta der Vertriebenen. Dieser scheinbar vertriebenen-

freundliche Akt hatte aber einen hässlichen Pferdefuß, denn man verschwieg den zwei-

ten Teil der Charta, der das Recht der Menschen auf ihre Heimat fordert.  

Auf diese politische Mogelpackung wies alleine der Vertriebenensprecher der AfD, 

Christoph Maier, hin. Maier geißelte auch die Benesch-Dekrete. Die AfD-Fraktion 

lehnte daher die Vorlage ab. Josef Zellmeier (CSU) startete danach den geschmacklo-

sen Versuch, die AfD in die vertriebenenfeindliche Ecke zu stellen, weil sie „als einzi-

ge“ der Resolution nicht zugestimmt hätte. Dass es der AfD nur um die Verhinderung 

einer Schummelei ging, blieb ungesagt. Es gilt eben auch in München der Satz: „Poli-

tiker sind nicht an der Wahrheit, sondern nur an der Mehrheit interessiert.“  
Sehr elegant reagierte unser 2.Vorsitzende, Hans Slezak, auf diese Lage. Er lud die 

Landtagspräsidentin, Ilse Aigner, zu einem Seminar über „die Charta“ ein. 

. 
 

 

 

 
Quittung über ein abgeliefertes Telefunken-Radio 
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Das Wort des Vorsitzenden  
 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Auch in der Zeit des corona-bedingten Stillstandes durfte unsere Aufmerksamkeit 

nicht ruhen. Die Sudetendeutsche Landsmannschaft (SL) sagte zwar 

die für Ende Juni geplante Jahreshauptversammlung (JHV)  ab, 

machte sich bald aber das „Gesetz zur Abmilderung der Folgen der 

COVID-19-Pandemie“ vom 27. März 2020 zu Nutze und lud zu ei-

ner virtuellen Jahresversammlungen mit schriftlicher Abstimmung 

bis 8.8.2020 ein. Die Tagesordnung dafür enthielt neben den bei JHV 

üblichen Etatfragen auch die Abstimmung über die §§ 9 und 10 einer 

Neufassung der SL-Satzung. Darin folgt sie den Vorschlägen des 

Registergerichts und ist, was die Abstimmungsquoten auch bei Satzungsänderungen 

angeht, in Ordnung. Rätselhaft ist nur, woher im § 3 (Zwecke des Vereins) plötzlich 

eine verwässerte Fassung herkommt. Es wirkt wie ein Hütchenspiel, auch  wenn man 

den Umfang der Tagungsunterlagen von 74 Seiten betrachtet. Wer soll sich da noch 

zurechtfinden? Die alte Fassung des § 3 darf nur bei Zustimmung aller Mitglieder ge-

ändert werden (§ 33 BGB), was bisher nirgends geschah! Ist das etwa schon der dritte 

Versuch, den Minderheitenschutz auf unseriösem Wege zu beseitigen? Die beiden ers-

ten fanden 2011 und 2017 statt. Versuch Nr. 1 wurde von Kam. Werner (†) erkannt 

und vereitelt und den zweiten wies das Registergericht selbst am 19.10.2017 zurück!  
 

Liebe Kameradinnen und Kameraden, selbstverständlich habe ich zusammen mit eini-

gen Mitstreitern Beschwerde eingelegt. Uns geht es dabei nicht nur um den Schutz des 

§ 3 unserer SL-Satzung, sondern auch um die Selbstachtung unserer Volksgruppe. Wir 

dürfen nicht zulassen, dass Politik zur ethikfreien  Zone verkümmert!  

Lasst uns bitte an diesem Problem weiter arbeiten! Am besten gleich bei unserer Jah-

restagung am 31. Oktober/01.November 2020. Uns erwarten mehrere interessante Vor-

träge und natürlich wertvolle Kontakte untereinander!  

Ich freue mich auf Ihr/Euer Kommen und verbleibe mit 

heimattreuen Grüßen 

Felix Vogt Gruber 

 

Nicht vergessen: 

Jahrestreffen 2020 

31.Okt./01.Nov. 2020 in Echenbrunn (bei Gundelfingen)  

Hotel Sonne, Lauinger Str. 52, Tel. 09073-95864-0.   

Einzelheiten zur Einladung siehe in „Witiko-Intern“! 

 

Diesem Witikobrief liegt wieder ein „Witiko-Intern“-Blatt bei! 

 

 
Felix Vogt Gruber 
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SL-Satzung: Hilfreiche Übersicht 
Bei der Einordnung des neuerlichen SL-Versuches, die Zweckbestimmung des Vereins 

zu ändern (sh. Wort des Vorsitzenden!) kann die von einem Landsmann dankenswert-

erweise erstellte kalendarische Übersicht helfen: 

28.02.2015: Die SL-Bundesversammlung (BV) zu München beschließt mit 71,64 % 

der Stimmen eine Änderung des § 3 der SL-Satzung. 
06.05.2015:  Notar Dr. Bohrer meldet die Satzungsänderung beim Registergericht an. 

19.05.2015:  Das Registergericht empfiehlt Rücknahme der Anmeldung, um eine kos-

tenpflichtige Zurückweisung zu vermeiden, denn „Es handelt sich bei der geänderten 

Satzungsbestimmung um eine Änderung des Vereinszweckes. Diese Änderung bedarf 

der Zustimmung aller Mitglieder (§ 33 BGB).“  

16.07.2015: Wegen einer Klage gegen den Beschluss der XV. SL-BV vom 28./29.2.15 

setzte das Registergericht den Vollzug der Anmeldung vom 6.5.2015 aus. 

03.11.2015: Das Landgericht München I erklärt den Beschluss der SL-BV vom 28.2. 

2015 für nichtig. Daher wies das Registergericht die Anmeldung vom 6.5.2015 zurück.  

25.03.2017: In Wiesbaden beschließt die SL-BV eine Änderung der Satzung ab §4 bis 

Ende. Sie wird verharmlosend als “Neufassung des technischen Teils“ bezeichnet, 

wird aber beim  Registergericht nicht angemeldet. Daher Neubeschluss am 

26./27.08.2017 bei der XVI. SL-BV in Bad Kissingen. 
07.09.2017: Die Neufassung der §§ 4ff wird beim Registergericht angemeldet.  

19.10.2017: Das Registergericht München weist die Neufassung der §§ 4ff. zurück, 

weil durch sie „die Mehrheitserfordernisse für Satzungsänderungen, insbesondere die 

der Zweckänderung nach § 33 Abs. 1,S.2 BGB  abgeändert werden. Um dies wirksam 

beschließen zu können, bedarf es jedoch der Zustimmung aller Mitglieder.“  

Im Klartext: das Registergericht hat erkannt, dass im angeblich harmlosen 

„technischen Teil“ die Bestimmung des § 33 BGB umgangen werden sollte. 
21.11.2017: Das Notariat Rumpf/Dr. Westermeier beantragt beim Registergericht 

Teilvollzug der Anmeldung vom 7.9.2017 und verzichtet dabei auf die beanstandete 

Neuregelung der Mehrheitserfordernisse bei Zweckänderung.  

Stand heute: Weder eine Zweckänderung (§3) noch die „Neufassung des technischen 

Teils“ wurden ins Vereinsregister eingetragen. Die SL versucht jetzt , die Zweckände-

rung im schriftlichen Verfahren beschließen zu lassen. Auch dabei wird sie die erfor-

derliche Zustimmung aller Mitglieder verfehlen.  

 

Dem Kassenbericht der SL entnimmt man, dass sich der SL-Landesverband Hamburg 

aufgelöst und sein Vermögen von 18 T € an die Zentrale in München überwiesen hat. 

 

Wichtiger Buchhinweis: Manfred Kittel, Stiefkinder des Wirtschaftswunders? –

Die deutschen Ostvertriebenen und die Politik des Lastenausgleichs (1952-1975), 

Droste-Düsseldorf, 2020, 662 Seiten, 68 €. 
(Dr. Walter Becher in „Zeitzeuge, S. 219: Der Lastenausgleich ist ein „permanenter Betrug“) 
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Verzicht auf die Kernaufgabe 
Herr Posselt arbeitet hart an der Bedeutungslosigkeit der Sudetendeutschen 

Landsmannschaft (SL). Diese wurde einst gegründet, um berechtigte Ziele zu 

erreichen und wurde von allen ernst genommen.  

Seit einigen Jahren werden aber die Kernaufgaben des Verbandes 

vernachlässigt oder gar geleugnet - sehr zur Freude „der Politik“, 

denn für diese zählt nur,  dass es wieder ein Problemfeld weniger 

gibt und man sich anderen Dingen zuwenden kann.  So viel zum 

Bedeutungsverlust.  

Der Weg ins Abseits 

Aber wie konnte es dazu kommen? Das lag vor allem an den Na-

tional-Kommunisten diesseits und jenseits des Eisernen Vorhan-

ges.  Sie taten alles, um die öffentliche Meinung gegen die Vertriebenen aufzu-

bringen, hoffend, damit ihre eigenen Gräueltaten und den 

gigantischen Eigentumsraub vertuschen zu können. In Or-

wellscher Umkehrung der Faktenlage wurden die Vertrie-

benen als besonders schlimme Nazis diffamiert. Dabei 

konnte jedes Kind wissen, dass der innere Führungskreis 

der NSDAP eindeutig aus dem „Westen“  kam. Man sehe 

sich nur einmal die Herkunftsorte von Hitler, Goebbels, 

Himmler, Heydrich, Streicher usw. an! Und die Sudeten-

deutschen hatten 1933 nicht einmal die Möglichkeit, die 

NSDAP zu wählen.  

Früh ertönten auch schon verführerische Schalmaientöne der Versöhnung. Das 

war an die Zeitgenossen mit „ausbaufähigem“ Faktenwissen adressiert. Will-

kommener Nebeneffekt: Solange die Vertriebenen als die neuen Sündenböcke 

herumgereicht wurden, stand man selbst nicht mehr so direkt in der Schusslinie, 

und das galt sogar für die Kirchen!  

Jetzt musste man nur noch die Landsmannschaften „auf Vordermann bringen“. 

Das besorgten linientreue Profis aus den Parteien, die in Ämter einrückten und 

für Ruhe sorgten. Wo es ein wenig knirschte, wie bei den Schlesiern mit Herrn 

Pawelka, wurden  die Daumenschrauben etwas angezogen. Besonders hervorge-

tan hat sich dabei Dr. Theo Waigel (CSU), der 1997 als Finanzminister den 

Landsmannschaften mit Entzug der Gemeinnützigkeit drohte, falls sie in ihren 

Satzungen noch auf der Wahrnehmung ihrer Rechte bestünden. Alle Lands-

mannschaften „spurten“. Auch die SL gab 1997 nach, als ihr Vorsitzender, 

Franz Neubauer (CSU), der Bundesversammlung mit Rücktritt drohte, falls § 3 

(Zweckbestimmung) der Satzung  nicht „angepasst“ würde. Nur die Klage einer 

mutigen Karlsbaderin  brachte die SL-Bundesversammlung zum Nachdenken 

und vier Jahre später (2001) zur Rückabwicklung der Satzungsänderung! 

Diesen Zustand fand Herr Posselt 2014 vor, als er den SL-Vorsitz  erklomm.  

Ein Jahr später wollte er „liefern“. So verordnete er der SL eine „Modernisie- 

 
Dr. Theo Waigel:  

Freund der Vertriebenen? 

 
Grundsatztreu: 

Dr. Walter Becher 
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rung“ der Satzung, aber da er nicht nur zahlreiche Formalien, sondern vor allem 

den in einem Verein nach § 33 BGB gebotenen Minderheitenschutz außer Acht 

ließ, wartet er noch heute (!) vergeblich auf die Eintragung ins Vereinsregister.  

Nichtsdestoweniger erweckt er überall den Eindruck, die Satzung sei geändert 

worden. Ins gleiche Horn stößt die bayrische Landesregierung, denn ihr drohen 

Regressansprüche, sollte sie weiter auf Verzichtskurs bleiben, ohne dass die Be-

troffenen vorher selbst verzichteten. 

Rücktritt ist unvermeidbar! 

Fest steht, dass sich die SL-Führung seit Jahren satzungswidrig verhält. Es gilt 

noch die alte Satzung, nach der sie sich richten muss! Eine satzungswidrig han- 

delnde Vereinsführung muss jedoch zurücktreten. Das mag inmitten einer ver-

wilderten Rechtskultur manchen überraschen, muss aber gerade bei den Vertrie- 

benen stattfinden, denn deren schärfste Waffe ist ja gerade das Recht!  

Illusion Europa 

In die Irre führt uns auch das Europagesäusel! Frau Merkel forderte am 1. Juli in 

ihrer Antrittsrede zur EU-Präsidentschaft zwar, Europa möge der Welt zeigen, 

dass es zu „Großem“ fähig sei. Sie appelliert aber an ein verlottertes, jedem 

Egoismus nachgebendes Phantom, in dem sich sogar völkermordende Staaten 

häuslich einrichten können, ohne die geringste Wiedergutmachung zu leisten. 

Das ist so, als hätten sich alle Untaten, die man Deutschland vorwirft,  mit 

dem Beitritt zu NATO oder UNO in Luft aufgelöst. Die Artikel 53 und 107 

der UN-Satzung sprechen aber eine ganz andere Sprache! 

Hier müsste die SL-Führung ansetzen. Posselt will den Vertriebenen aber ihre 

Rechte mit allerlei Schmeicheleien wie „Brückenbauer Europas“ ausreden. Bes-

ser als er hätten es auch tschechische Public-Relation-Profis  nicht machen kön-

nen. So wurde es möglich, die Ansprüche der Sudetendeutschen mit Füßen zu 

treten, während andere Vertreiberstaaten ihre Restitutionsgesetze auch für Deut-

sche öffneten. Serbien leistete nach einem Bericht der Märkischen Zeitung (Ja-

nuar 2008) an „seine“ Vertriebenen im Einzelfall bis zu einer Millionen € Ent-

schädigung, und der serbische Finanzminister  Dr. Milan Parivodic sagte: "Man 

kann jemandem, der heute eine fremde Staatsbürgerschaft besitzt, nicht die 

Vermögensrückgabe verweigern“. Demgegenüber sickerte in Deutschland sogar 

durch, dass Außenminister Westerwelle über diplomatische Kanäle gewissen 

Vertreiberstaaten von einer Öffnung der Restitutionsgesetze für Deutsche abriet 

(WBr.2017,3, S. 11)! Sieht man in Berlin nicht ein, dass Deutschland als Ganzes 

den Krieg verloren hat und daher auch als Ganzes die Folgen zu tragen hätte? 

Die Entschädigungsquote  für die von Stalin vertriebenen finnischen Karelier 

betrug etwa 80 Prozent, in Deutschland bei den Ostvertriebenen bestenfalls 10 

% (Linus Kater)! Diese Zahlen sind es, die schmerzen. Fehlt es an Mitteln? Wohl 

nicht. Eher am Gerechtigkeitssinn oder gar am guten Willen!   (F.V.) 
   



10 
 

WITIKOBRIEF 3/2020                                              Seite 10                                                      August  2020 

Wenn man etwas unter der Oberfläche herumstochert  

oder: Rassismus in Böhmen 
Nach dem Tod von George Floyd in Minneapolis am 25. Mai 2020 rückten Ras-

sethemen in den Mittelpunkt des Interesses. Daher fand auch eine Entdeckung in 

Prag eine gewisse Beachtung. 

Es geht um das Pflaster am Wenzelsplatz. 

Als es kürzlich erneuert wurde, kamen  

reichlich Reste jüdischer Grabsteine zum 

Vorschein. Insgesamt hat man rd. 50 Steine 

mit hebräischen Schriftzeichen und 500 

Marmorsteine sichergestellt. Sie wurden 

der jüdischen Gemeinde übergeben.  

Nachdem Spitzhacke und Schaufel ihr 

Werk getan hatten, kam Martin Šmok, 

Fachmann für jüdische Geschichte, zu 

Wort. Dieser wusste, dass die Steine aus aufgelassenen jüdischen Friedhöfen 

stammten und ab 1972 einer Zweitverwendung zugeführt wurden. Propagandis-

tisch wurde das damit begründet, dass der „Prager Frühling“ ein Werk der zio-

nistischen Verschwörung gewesen sei.  

Herrn Šmok ging es aber auch um den größeren Zusammenhang und holte wei-

ter aus:  
„Leider hat unsere Gesellschaft nie offen die damalige Ablehnung von allem Jüdischen aufge-
arbeitet. Das bezieht sich nicht nur auf die Zeit der nationalsozialistischen Besatzung, son-
dern auch schon auf die sogenannte ‚Zweite Republik‘ (1938/39). Damals wurde bereits Jagd 
auf Juden gemacht, bevor ein einziger deutscher Soldat einmarschiert war. Und unser Land 
hat sich auch nie damit beschäftigt, wie die Vorurteile gegenüber Juden unter dem kommu-
nistischen Regime ab Ende der 1940er Jahre und während der „Normalisierung“ wiederbelebt 
wurden. Ich denke, das alles gehört zu einer allgemeinen Nicht-Aufarbeitung der eigenen 
Geschichte hierzulande.“  

Das sind mehrere Paukenschläge in Folge! Wir lösen auf: Mit der „Jagd auf Ju-

den“ in der „Zweiten Republik“ (1938/39) bezieht sich Herr Šmok zweifellos 

auf den Ausschluss jüdischer  Ärzte und Anwälte  aus ihren (tschechischen) Be-

rufsverbänden. Schikaniert wurden auch jüdische Dozenten an der Universität, 

und das ging bis zur Entlassung.  

Aber von nichts kommt nichts. Und da müssen wir leider an die Sprechchöre in 

den Anfangsjahren der Republik (1918) erinnern, die schon damals lautstark 

skandierten: „Zidi a němci ven!“ (Juden und Deutsche raus!).  

Was Šmok noch beanstandet 

Herr Šmok hatte noch mehr am Herzen, denn er beklagt auch die „allgemeine“ 

Nichtaufarbeitung der eigenen Geschichte. Hier kann er aber beruhigt sein, denn 

so „allgemein“ sind die Versäumnisse nicht, jedenfalls nicht, wenn man auch 

 

 
Steine mit hebräischen Schriftzeichen in Prag 

https://img.radio.cz/Fp7fNyITVzdm_s3P1PBj8S_O5Tw=/fit-in/1800x1800/1589375828__pictures/c/zide/dlazebni_kostky_vaclavske_namesti.jpg
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bei sudetendeutschen Historikern nachsieht. Bei ihnen liegt alles bereit, man 

muss nur mutig zugreifen. Dann könnten sie auch über Herrn Šmoks Thema, 

den Rassismus, noch mehr finden, vielleicht sogar ganz unerwartete Dinge: 

Nämlich über den Rassismus der Deutschen. Diesen gab es natürlich auch, aber 

es hapert bei den Quellen. Kronzeuge war stets Alfred Rosenberg mit seinem 

Buch „Mythos des 20. Jahrhunderts“. Das war ein Dogma, denn darin hätte sich 

der Verfasser hinreißen lassen, die Tschechen als min-

derwertige Rasse zu bezeichnen. Aber, oh Schreck, 

absolute Fehlanzeige, wenn man das Buch liest! Keine 

Spur einer belastenden Stelle! Sollte niemand bisher 

das Buch gelesen haben? Zu diesem Schluss kommt 

Lukas Beer, Autor des Buches „Hitlers Tschechen“, 

der das Buch akribisch las und, wie gesagt, - NICHTS 

– fand! Beer konnte aber rekonstruieren, wie es zu die-

ser „Ente“ kam. Ausgangspunkt war eine kleine, unter 

Pseudonym im Jahre 1938 erschienene Schrift eines 

übereifrigen, germanophoben, tschechischen Profes-

sors. Weitere Einzelheiten dazu findet man in Beers 

Buch auf den Seiten 790 ff. Das ist nicht nur blamabel 

(oder bezeichnend?) für die tschechische Historiographie, sondern war ausge-

sprochen fatal für die drei Millionen Sudetendeutschen, deren Vertreibung nicht 

zuletzt mit diesem angeblichen Rosenbergzitat begründet wurde!  

Nur ein Beispiel? 
Sollen wir uns wundern, dass bei einem zunächst harmlos beginnenden Herum-

stochern im Prager Pflaster sogar die Sudetenfrage zum Vorschein kommt? 

Wenn wir die Pflastersteine Prags metaphorisch nehmen, können wir sagen, dass 

in Böhmen an sehr vielen Stellen nicht nur unter der Oberfläche versteckt be-

deutende Zeugnisse unbewältigter Vergangenheit schlummern. Politiker und 

Historiker müssen nur den Mut aufbringen, etwas zu „kratzen“. Dann müsste 

sich auch Herr Šmok  weniger Sorgen um die „allgemeine“ Aufarbeitung der 

tschechischen Geschichte machen. Wie es dann aber mit der moralischen 

Grundlage für den Staat der Tschechen aussähe, steht auf einem anderen Blatt! 
(nach: Radio Prag, 16.5.20) 

 

 

Politiker beschäftigen sich (meist) mit der Beseitigung des Unheils, das es ohne sie nicht gäbe. 

 

Fakt ist, dass in Deutschland an jedem Wochenende Polizisten verdroschen werden. 
 (PAZ, 24.7.20) 

 
„Hitlers Tschechen“  

von Lukas Beer 
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Ehrung für die „Lokomotive“:  

Emil Zátopek erhält Denkmal in seiner Heimatstadt  
Im mährischen Kopřivnice / Nesselsdorf wird eine Statue für 

Emil Zátopek (1922–2000) aufgestellt. Die Heimatstadt des 

legendären Langstreckenläufers beauftragte den Bildhauer 

Jaroslav Brož mit der Arbeit. 

In künstlerischer Hinsicht kennt sich Brož mit Tschechiens 

Sportidol bereits aus. Seine erste Zátopek-Skulptur steht seit 

dem Jahr 2002 vor dem Olympischen Museum in Lausanne. 

Die neue Statue soll anlässlich von Zátopeks 100. Geburts-

tag am 19. September 2022 in Kopřivnice enthüllt werden. 

Die Kosten für das Denkmal betragen schätzungsweise 1,5 

Millionen Kronen (knapp 60.000 Euro). Ein Teil davon soll 

über Spenden finanziert werden. 

Zatopeks Talent wurde 1941 bei einem Betriebssportfest der 

Firma Bata entdeckt. Nach dem Kriege stieg Zatopek bei 

den Olympiaden in London und Helsinki zu Weltruhm auf. 

Insgesamt unterbot er auf den Langstrecken 18 Weltrekorde. Nach der Karriere arbei-

tete er als Offizier im Verteidigungsministerium. Beim „Prager Frühling“ 1968 unter-

zeichnete er das „Dokument der 2000 Worte“ und stellte sich offen gegen die Invasion 

der Sowjets. Im Zuge der „Normalisierung“ wurde er aus der Armee entfernt und 

musste sich seinen Unterhalt als Müllmann und später als Wanderarbeiter bei der 

Landvermessung verdienen. Leider gelang es dem kommunistischen Regime, der äu-

ßeren Demütigung noch die moralische hinzuzufügen, denn Zatopek widerrief nach 

einigen Jahren seine 1968 geleistete Unterschrift und wurde noch unter den Kommu-

nisten schrittweise rehabilitiert.  

Emil Zatopek war mit der erfolgreichen Speerwerferin Dana Ingrova verheiratet. Sie 

hatten beide am selben Tag Geburtstag (19.9.1922), doch Dana  wurde mit  97 ½  Jah-

ren (+13.3.2020) ungleich älter als Emil (+21.11.2000).  

Emil Zatopeks Pech war, dass er die Gesetze seiner Sportart auf die Politik übertrug. 

In der Leichtathletik gibt es Regeln, die von den Kampfrichtern gnadenlos durchge-

setzt werden. Leider hatte Emil Zatopek nicht bedacht, dass in der Politik solche 

Kampfrichter noch fehlen. Darin liegt seine Tragik. 

 
 

Randale in Stuttgart, Randale in Frankfurt! Bei diesen schlechten Nachrichten ist es ver-

ständlich, dass die Bundesregierung unser Geld ins Ausland in Sicherheit bringt! 
(Originelle Lesermeinung, FAZ, 23.7.2020) 

 

 

 

 
Emil Zatopek 1948 in London 

als Sieger über 10.000 m 
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Das Wiesbadener Abkommen vom 4. August 1950 
Einen Tag vor der Verabschiedung der Stuttgarter Erklärung am 5. August 1950 

wurde in Wiesbaden das „Wiesbadener Abkommen“ unterzeichnet. Auf tsche-

chischer Seite waren erschienen der im Londoner Exil lebende General Lev 

Prchala und sein Landsmann Vladimir Pekelsky. Sie vertraten den 1940 in Lon-

don gegründeten Tschechischen Nationalausschuss,  der in Opposition zur Exil-

regierung Eduard Beneschs stand. Die Sudetendeutschen  wurden von Dr. Ru-

dolf Lodgman von Auen, Dr. Richard Reitzner und Hans Schütz vertreten.  

Im Abkommen betonten beide Seiten die Überzeugung, dass die Aussöhnung  

beider Völker auf der Grundlage von Recht und Moral zu su-

chen sei. Daraus ergaben sich die Ablehnung einer Kollektiv-

schuld und ein Rückkehrrecht der Vertriebenen. General 

Prchala versäumte es auch nicht, sich bei den Sudetendeut-

schen zu entschuldigen, und zwar vierzig Jahre vor Havel (der 

eigentlich nur sein Bedauern über die Vertreibung aussprach). 

Einen Tag später 

Am 5. August folgte in Stuttgart die Verabschiedung der 

„Charta der Heimatvertriebenen“ mit dem (selbstverständli-

chen) Verzicht auf Rache, aber auch mit der Forderung auf 

das Heimatrecht, auf Schutz vor Vertreibungen und ethnischen Säuberungen als 

fundamentale Menschenrechte. Daran hat der gegenwärtige BdV-Präsident, Dr. 

Fabritius, dankenswerterweise kürzlich am Weltflüchtlingstag (20.Juni) auch 

ausdrücklich hingewiesen, als er an die Charta der Vertriebenen erinnerte. Diese 

seien bis heute aktuell  und die Charta kein Ruhekissen!  

Wer war General Prchala? 

Lev Prchala wurde 1892 in Schlesisch-Ostrau als Sohn eines Bergmannes gebo-

ren. Nach dem Besuch des Gymnasiums in Friedek begann er im österreichisch-

schlesischen Weidenau das Theologiestudium. Dieses brach er aber bald ab und 

meldete sich als Einjährig-Freiwilliger beim k.u.k. Infanterieregiment Nr.13. Im 

1.Weltkrieg kommandierte er eine Maschinengewehrabteilung und geriet 1916 

in russische Gefangenschaft. Dort fand er den Weg zur Tschechischen Legion 

und wurde Divisionskommandeur. Nach dem Kriege  studierte er in Frankreich 

an der Militärakademie in St. Cry und diente bis 1939 in hohen Armee-

Stellungen. Dann organisierte er die Evakuierung der an Ungarn abgetretenen 

Karpaten-Ukraine und schloss sich bei Ausbruch des 2.Weltkrieges der polni-

schen Armee an. Nach der Niederlage Polens emigrierte er über Frankreich nach 

England. Dort widersetzte er sich den Vertreibungsplänen Beneschs und gründe-

te den Tschechischen Nationalausschuss.  

Nach Wiesbaden 
Vom 25.- 29. Juli 1951 beteiligte sich Prchala auch an einer vielbeachteten und 

mit 5.000 Teilnehmern sehr gut besuchten Tagung in Königstein/Ts. Diese galt  

 
General Lev Prchala 
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als erste „Frucht“ des Wiesbadener Abkommens vom Vorjahr. In seiner Rede 

erklärte es Prchala als „unsere heilige Pflicht, auch weiterhin für die Freiheit 

der Menschen, für das Recht der Völker auf ihr Selbstbestimmungsrecht … zu 

kämpfen“. 

Die Wiesbadener Erklärung fand auch Beachtung beim damals einflussreichen 

Weltkongress für Moralische Aufrüstung (ja, so etwas gab es damals!). Prchala 

und seine sudetendeutschen Freunde  waren daher 1950 auch Gäste bei dessen 

Kongress im schweizerischen Caux und konnten 1.600 Teilnehmern aus 21 Na-

tionen ihre Gedanken vortragen. Fünf Jahre später verurteilte General Prchala 

beim Sudetendeutschen Tag in Nürnberg erneut die „Verbrechen“  von 1945 

und  bat die Sudetendeutschen um Verzeihung.  

Prchala wurde in der Prager Presse als „faschistischer Emigrantengeneral“ be-

schimpft. Leider versagte ihm auch die mit Beneschisten durchsetzte tschechi-

sche Emigration jede Unterstützung.  

Was hat sich seit dieser Zeit geändert?  

 

Mann legt Feuer an der Mariensäule in Prags Innenstadt 
Prager Wachmänner haben am Sonntag einen Mann festgenommen, der am Morgen an der 

Mariensäule auf dem Altstädter Ring ein Feuer legte. Die Ordnungshüter haben das Feuer 

gelöscht und den 57-jährigen Mann der Polizei übergeben. Jetzt läuft gegen ihn ein Ermitt-

lungsverfahren wegen der Beschädigung fremden Eigentums. Die Höhe des Schadens, den 

die Mariensäule durch den Brand genommen hat, ist noch nicht bekannt. 

Eine Replik der Mariensäule war erst Anfang Juni an ihrem historischen Platz aufgestellt 

worden. Ihre Wiedererrichtung wurde seit den 90er Jahren diskutiert und im Januar dieses 

Jahres vom Prager Magistrat genehmigt.  

Die ursprüngliche Mariensäule wurde 1918 als Symbol der Habsburgerherrschaft von einer 

aufgebrachten Menge niedergerissen und zerstört. Dabei übersah man, dass Prag vor 350 Jah-

ren eine überwiegend deutsche Stadt war!   (Radio Prag, 21.6.20). 

 

Landwirtschaftsministerium will 31 Orte für möglichen Bau der Wasserreservoire schützen 

Das Landwirtschaftsministerium hat am Montag 31 Orte vorgestellt, an denen künftig neue 

Wasserreservoire gebaut werden könnten. Dies bedeute indes nicht, dass dort der Bau von 

Talsperren sofort beginne, sagte Landwirtschaftsminister Miroslav Toman am Montag vor 

Journalisten in Prag. Diese Orte müssten allerdings unter Schutz gestellt werden, um in Zu-

kunft als Wasserquellen dienen zu können, so Toman. 

Auf den ausgewählten Gebieten dürfen unter anderem weder Verkehrsadern noch Industrie- 

und Energieeinrichtungen gebaut werden, da sie die dortigen geologischen Verhältnisse be-

schädigen würden. Laut dem Agrarminister wurde der Entwurf mit betroffenen Gemeinden 

und Kreisämtern besprochen. (Radio Prag, 11.5.20) 
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Interessantes aus Böhmisch Leipa! 
Böhmisch Leipa war der Ort, an dem die Sudetendeutsche Heimatfront im Oktober 1934 mit einer nie 

für möglich gehaltenen Massenkundgebung ihren Wahlkampf für die Erdrutschwahlen 1935 eröffnete. 
 

Ebendort trug sich am 15. Juni 2020 

Interessantes zu. Es war der Tag, an 

dem vor 75 Jahren rund 5.000 Leipaer 

zusammengetrieben und zur dreißig 

Kilometer entfernten sächsischen 

Grenze getrieben wurden. Man nennt 

das heute „wilde Vertreibung“. 

Dieses Ereignis hat offensichtlich das 

Gewissen einer Reihe von Tschechen 

berührt, so dass sie sich entschlossen, 

dieser Untat bedauernd zu gedenken. 

Eingeladen waren auch die damals Vertriebenen und deren Nachkommen. Da 

die corona-bedingten Reisebeschränkungen erst wenige Tage vorher aufgehoben 

worden waren, folgten nur wenige von ihnen der Einladung. Es versammelten 

sich aber dennoch etwas 50 Personen im Park vor dem alten Brauhaus.  

Unerwartet tauchten aber auch ein Dutzend  Gegendemonstranten aus dem grün-

roten Milieu der Grenzlandvereine auf, die 

mit Transparenten die damaligen Vorgänge 

verteidigen wollten, sich aber ansonsten 

zivilisiert verhielten. 

Zu Wort kamen vier tschechische Redner, 

darunter auch der Stadtarchivar von Böh-

misch Leipa. Für die deutschen Teilnehmer 

wurde alles von einer Simultandolmetsche-

rin übersetzt. Auch der Erlebnisbericht ei-

ner deutschen Zeitzeugin kam wortgetreu 

auf Tschechisch zu Vortrag. Der Tag klang  aus bei Musik und einer Kaffeetafel 

im Gasthaus.  

An die Ankunft der Böhmisch-Leipaer 1945 im sächsischen Waltersdorf erin-

nert dort ein schöner Gedenkstein. Über die politischen Hintergründe der „wil-

den Vertreibung“, die keineswegs zufällig, sondern generalstabsmäßig von den 

damaligen politischen und militärischen Kräften der Tschechen geplant war, er-

fährt man mehr in Tomas Staneks Buch „Verfolgung 1945“ (2002).  

An der Gedenkfeier in Böhmisch Leipa nahm auch unser Kamerad Hartmut H. 

teil, dem wir einen schriftlichen Bericht und die Fotos verdanken.  

 

 

 
Gegendemonstranten vor dem Brauhaus 

 
Drei der vier tschechischen Redner  
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Das Massaker in Prerau: 
Prerau liegt 22 Kilometer südlich von Olmütz. Dort erinnert ein Gedenkkreuz an das Massa-

ker vom 18. Juni 1945. Damals befanden sich 265 Karpatendeutsche auf dem Rücktransport 

in ihre Heimat. Als sie den Bahnhof Prer-

au erreichten, stand dort ein Eisenbahnzug 

voller tschechischer Soldaten, die fanati-

siert von einer Siegesfeier in Prag kamen. 

Sofort trieben  sie die Deutschen zu der 

nahen Anhöhe Schwedenschanze und 

töteten sie mit Genickschuss.  Es waren 

120 Frauen, 74 Kinder unter 14 Jahren 

und  71 meist ältere Männer. Das oben 

abgebildete Kreuz wurde 1993 von der 

Stadt Prerau am Nordhang der Schweden-

schanze errichtet, ist 4 Meter hoch und 

wurde vom Kunstschmied Jiri Jurda mit 

mehreren stilisierten Einschusslöchern versehen. Bundespräsident Gauck lehnte 2015 die Bit-

te eines Hinterbliebenen ab, eine Gedenkfeier ähnlich der von Lidice durchzuführen (Quelle: 

PAZ, 19.6.2020, S. 11). 

 

Die „Befreiung“ Prags 
Von Ota Filip, „Die Zeit“ (19/1995) 

Am 5. Mai 1945 um zehn Uhr  vormittags, als in Prag der Aufstand der tschechischen Bevöl-

kerung gegen die Deutschen losging, kam unser Hausmeister, Herr Frantisek Vodicka, mit 

Gewehr und in einer erbeuteten Uniform des deutschen Afrikakorps – ein Magazin der Wehr- 

macht am Masaryk-Bahnhof war schon um acht Uhr geplündert worden – zu uns und sagte: 

„Jetzt befreie ich unser Haus von den Nazis“. Herr Vodicka , der revolutionäre Gardist, ging 

in den zweiten Stock, wo die Ärztin Birgit Hahn wohnte, eine Deutsche. Ihr Mann war im 

März 1945 an der Westfront gefallen. Mitte April hatte Frau Hahn einen 

Buben namens  Walter zur Welt gebracht.  

Im zweiten Stock hörten wir Frau Dr. Birgit Hahn fürchterlich schreien, 

wir liefen mit Mutter aus unserer Wohnung ins Treppenhaus hinaus. 

Gerade in diesem Augenblick flog Frau Dr. Hahns Säugling mit leisem 

Wimmern durch den breiten Lichtschacht an uns vorbei in die Tiefe. 

Auf dem kostbaren strahlend weißen Marmorboden im Stockwerk unter 

uns ist bis heute ein rotgelber Fleck zu erkennen. Dann hörten wir oben 

einen Schuss. Frau Dr. Hahn wurde still. Hausmeister Vodicka, seit zehn Minuten im Auf-

stand gegen die Nazis, schrie durchs ganze Haus: „So, jetzt habe ich mit den Nazis abgerech-

net!  Wir sind frei!“ 

Meinen Befreier, unseren  Hausmeister Vodicka,  den revolutionären  Gardisten,  seit 5. Mai 

1945 zehn Uhr  vormittags  im Kriegszustand mit Deutschland, sah ich am 8. Mai 1945 am 

unteren Ende des Wenzelsplatzes  einen mit Benzin übergossenen  deutschen Soldaten mit 

dem Kopf nach  unten an einer Laterne hochziehen.  „Nieder mit den Deutschen! Wir sind 

frei“ schrie er und zündete den Soldaten an.“ 

 

 

 
Das Gedenkkreuz in Prerau (Prerov) 

 
Ota Filip (1930-2018) 
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Die Welt verstehen 
1.US-Forscher haben aus 300 Mio. Mobilfunkdaten eine Gesamtmobilität von 51 Mrd. km ermittelt.  

Auf Fernreisende entfallen 32 % (18 Mrd.km), obwohl ihr Anteil nur 10 % beträgt (FAZ 20.5.20).  

2.Es gibt mehr als 400 Pflanzenarten, die in Fugen und Mauerritzen gedeihen. Seit Gehwege nicht 

mehr mit Pestiziden „gesäubert“ werden dürfen, verbreiten sich diese „Fugenpflanzen“ wieder als 

Teile kleiner Ökosysteme für Bienen und Insekten. . (FAZ, 20.5.2020, S.N2). 

3. Ein flämischer Mikrobiologe befürchtet Spätfolgen von Corona durch Reaktion des Immunsystems, 

vor allem mit Vorhofflimmern und Nierenproblemen usw.  (JF, 22.5.2020, S. 22).  

4. Ein US-Diplomat gab preis, dass „ein Drittel der Abgeordneten des ersten Deutschen Bundestages“ 

(1949-1953) auf der Gehaltsliste der „westlichen Supermacht“ stand (Spiegel, 23.5.2020, S. 53). 

5. Die Afrika-Einsätze der deutschen Bundeswehr dienen vermutlich weniger humanitären Zielen, 

sondern eher dem Schutz der in der Sahelzone liegenden Uranbergwerke, die Frankreich mit dem 

Brennstoff für seine Atomkraftwerke versorgen (FAZ, LB, 30.5.2020,S. 37). 

6. Holz setzt bei Verbrennung mehr CO2 frei als Kohle. Dennoch stellten in Deutschland viele Ener-

gieversorger ihre Großanlagen und rd. 100.000 Private ihre Hausgeräte auf Holzpellets um. Der CO2-

Gehalt in der Atmosphäre dürfte dadurch um  rd. 30 % steigen (JF, 24.4.2020). 

7. Bis zu zehn Prozent des weltweiten Vermögens  liegen versteckt in Steueroasen. Das lässt sich aus 

den „Panama-Papers“ und dem neuen Buch „Land des Geldes“ von Oliver Bullough ableiten (FAZ, 

19.6.2020, S. 12). 

8. Die Fernseh-und Radiogebühren betragen bei den Tschechen jährlich umgerechnet 80,4 € (bei uns 

210 €).  Die letzte Erhöhung fand 2008 (TV) bzw. 2005 (Radio) statt (Radio Prag, 20.6.2020).  

9. Im kürzlich (23. Juli) in die Kinos gekommenen Film „Havel“ wird sogar versucht, Vaclav Havels 

kleinen Sprachfehler, das „Reibe-R“, nachzuahmen (Radio Prag, 24.7.2020).  

10. Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe besteht seit 68 Jahren (1952). Die meisten Verfas-

sungsbeschwerden werden ohne Begründung abgewiesen. Auch die angenommenen werden zu 97 % 

(=230.000) abgewiesen. Erfolg hatten nur 3 % (=7.100).  (FAZ, 26.6.2020, LB). 

11. Blei gehört zu den schlimmsten Umweltgiften überhaupt. Dennoch landen EU-weit jährlich 14.000 

Tonnen (!) Blei in Form von Jagdmunition in Wald und Flur. Julia Klöckner, die zuständige Bundes-

ministerin, wird ein geplantes EU-Gesetz gegen das Blei aber ablehnen (Spiegel, 27.6.2020, S. 96). 

12. In Hessen sind 20 Prozent der Berufstätigen überqualifiziert. Bei Absolventen von Fachhochschu-

len und Universitäten liegt diese Quote sogar bei knapp 50 % (!). Diese Zahlen stellen die Effizienz 

der staatlichen Bildungsausgaben deutlich in Frage (FAZ, 1.7.2020, S.34, Lokalteil). 

13. In der Bretagne wurde im 19. und 20. Jahrhundert das Bretonische rigoros unterdrückt. Seit 1999  

wird es wieder geduldet und sogar schulisch gefördert. Bei nur noch etwa 250.000 Sprechern dürfte 

der Untergang dieser letzten keltischen Sprache aber nicht mehr aufzuhalten sein (Wikipedia). 

14. Der US-Präsident Woodrow Wilson hatte 1919 bei der Neuordnung Europas keine glückliche 

Hand. Jetzt geriet er auch in den USA in Verruf, weil er als Präsident die Rassentrennung verschärfte. 

Die Universität Princeton hat daher ein nach ihm benanntes Gebäude umbenannt (FAZ, 4.7.2020). 

15. Als China 2009 aus den USA Goldbarren bezog, enthielten 5.700 von ihnen einen Kern aus min-

derwertigem Wolfram (PAZ, 24.7.2020, S. 2).  

16. Der Steuerzahlerbund hat errechnet, dass ein Durchschnittshaushalt in Deutschland 52,1 Prozent 

seiner Einkünfte an die Renten-, Kranken- und Steuerkasse abführen muss. Nur 47,9 % kann er behal-

ten, so dass er in diesem Jahr erst ab dem 9. Juli, 17.30 Uhr, für sich arbeitet (Netz, 8.7.20). 

17. Der Fernsehmoderator Dr. med. Eckhart von Hirschhausen bezeichnet sich als „Flüchtlingskind“, 

denn seine Eltern kamen nach dem Kriege aus Lettland nach Baden-Württemberg (Spiegel, 18.7.20).  
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Aus Brüssel nichts Neues 
Unser stellv. Vorsitzender, Lm. Hans Slezak, hatte sich schon vor einem 

Jahr (16. Juni 2019) mit unserem Anliegen an die neue Kommissionspräsi-

dentin, Frau Dr. med. von der Leyen, gewandt. Die Antwort traf (nach 

Mahnung) am 7.5.2020 ein und enthielt die altbekannten Argumente. Die 

Vertreibungsdekrete seien vor dem EU-Beitritt erlassen worden und könn-

ten daher nicht beanstandet werden.  

Hier wird offenbar mit zweierlei Maß gemessen, denn uns ist nicht bekannt, 

dass Deutschlands Altlasten ignoriert wurden, als es der UNO oder NATO 

beitrat! Die UNO weigert sich vielmehr bis heute, die Feindstaatenklauseln 

zu löschen!  

Hier der Wortlaut des Schreibens aus Brüssel: 

Commission européenne/Europese Commissie, 1049 Bruxelles/Brussel, BELGIQUE/BELGIË -Tel. 

+32 22991111Office: MO59 05/046. Telephone: direct line (32-2) 2958914. JUST-C1-

POLICY@ec.europa.euEUROPÄISCHE KOMMISSIONGENERALDIREKTION JUSTIZ 

UND VERBRAUCHERDirektion C: Grundrechte und RechtsstaatlichkeitReferat C.1: Grundrechte und 

RechtsstaatlichkeitBrüsselJUST C1/SW/lnt/1588825sHerr Johann SlezakAubing-Ost-Straße 

88D-81245 München 

Sehr geehrter Herr Slezak, 
Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 16. Juli 2019 an Kommissionspräsidentin Frau 
von der Leyen und Ihr Erinnerungsschreiben vom 31. Januar 2020. Ich bin gebeten 
worden, Ihnen zu antworten. Gleichzeitig möchte ich um Ihre Nachsicht und Ver-
ständnis für die leider verspätete Antwort bitten. Kommissionspräsidentin von der 
Leyen hat in ihren politischen Leitlinien für die nächsten fünf Jahre hervorgehoben, 
dass die Europäische Union eine Rechtsgemeinschaft ist und diese Gemeinschaft 
gleichzeitig das Fundament dessen ist, was wir erreicht haben und noch erreichen 
wollen. Wie Sie völlig zutreffend hervorheben, dürfen wir bei der Verteidigung unse-
rer Grundwerte keine Kompromisse eingehen, denn Angriffe auf die Rechtsstaatlich-
keit erschüttern die Union in ihren rechtlichen, politischen und wirtschaftlichen Grund-
festen. Neben der Hauptverantwortung für die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit 
durch die einzelnen Mitgliedstaaten, liegt die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit in der 
gemeinsamen Verantwortung aller Institutionen der EU und ihrer Mitgliedstaaten. 
Daher wurde auch bereits in den politischen Leitlinien vom 16. Juli 2019 ein ergän-
zender, umfassender europäischer Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlich-
keit angekündigt, der unionsweit greift, eine jährliche objektive Berichterstattung 
durch die Kommission vorsieht und das Monitoring für alle Mitgliedstaaten einheitlich 
gestaltet. Mit dem Arbeitsprogramm für das Jahr 2020 hat die Kommission nunmehr 
am 29. Januar 2020 näher dargestellt, dass im Rahmen dieses neuen Rechtsstaat-
lichkeitsmechanismus die Kommission im laufenden Jahr ihren ersten jährlichen Be-
richt über die Rechtsstaatlichkeit ausarbeiten wird, in dem auf alle Mitgliedstaaten 
eingegangen wird, also auch auf Tschechien und die Slowakei. Ferner wird die 
Kommission noch in diesem Jahr eine neue Strategie zur Umsetzung der Charta der 
Grundrechte vorlegen, deren Schwerpunkt auf der Sensibilisierung auf nationaler  
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Ebene liegt. Erlauben Sie mir auch kurz auf die von Ihnen angeführten besonderen  
historischen Aspekte einzugehen. Hierbei gilt zunächst zu bedenken, dass es ledig-
lich Aufgabe der Kommission ist, Maßnahmen zu überwachen, die nach dem EU-
Beitritt eines Landes getroffen wurden oder auch nach dem Beitritt noch eine 
Rechtswirkung entfalten. In der Vergangenheit getroffene Maßnahmen, die vor dem 
Zeitpunkt des Beitritts von den Behörden der ehemaligen Tschechoslowakei erlassen 
wurden und die keine Rechtswirkung mehr entfalten, welche unvereinbar mit dem 
Gemeinschaftsrecht ist, können daher nicht nachträglich überprüft werden. Dazu ge-
hören auch Enteignungs-oder Restitutionsgesetze und Fälle, die vor dem Zeitpunkt 
des Beitritts bereits abgeschlossen waren bzw. in denen vor diesem Zeitpunkt bereits 
eine Entscheidung ergangen war. In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
dass es sich bei Enteignungen nach der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte um unmittelbare Rechtsakte handelt, deren Rechts-
wirkung mit ihrer Umsetzung erlischt, und dass —wie die Kommission während der 
Beitrittsverhandlungen in Erfahrung gebracht hatte —die Enteignungsgesetze und –
dekrete nicht mehr angewandt werden können und alle Fristen für die Geltendma-
chung von Ansprüchen nach Maßgabe der Restitutionsvorschriften abgelaufen sind. 
Im Vorfeld der im Mai 2004 erfolgten Erweiterung der Europäischen Union leitete die 
Europäische Kommission 2002 im Zusammenhang mit dem Beitritt der Tschechi-
schen Republik und der Slowakischen Republik eine Untersuchung ein, die zu dem 
Ergebnis führte, dass weder die Präsidialdekrete des tschechoslowakischen Präsi-
denten der Jahre1945/1946 noch die tschechischen Restitutionsvorschriften der 
neunziger Jahre für den EU-Beitritt des Landes ein Hindernis darstellten.  
Ich danke Ihnen für Ihr Schreiben und hoffe, dass die Antwort für Sie hilfreich ist. 
Mit freundlichen Grüßen, Niovi Ringou 

 
Elektronisch unterzeichnet am 07/05/2020 14:10 (UTC+02) gemäß Artikel 4.2 (Gültigkeit elektroni-
scher Dokumente) des Beschlusses Nr. 2004/563/EG der Kommission Ref. Ares(2020)2444688 - 
08/05/2020, 2 

Zusatz: Lm. Hans Slezak nahm auch die beginnende EU-Ratspräsidentschaft Deutschlands 

am 1. Juli 2020 zum Anlass, ausgewählte CSU-Politiker an frühere Versprechen und Grunds-

ätze zu erinnern.  

 
 

 „Wenn Deutschland gegen die USA im Fußball unterliegt, dann hat Deutschland   

nicht verloren, sondern es wurde befreit“. 

Harald Schmid, Entertainer mit sudetendeutschen Eltern 

 

Bettina Röhl, Tochter von Ulrike Meinhof, fragte am 2.Juni 2020 in der „Neuen Zürcher Zeitung“,  

„ob die Antifa so etwas ist wie eine verbeamtete RAF, eine Terrorgruppe mit Geld vom 

Staat unter dem Deckmantel `Kampf gegen rechts`.“ 
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Repression  
Es gibt zu denken, dass man in ein und derselben Zeitungsausgabe (FAZ, 23.7.2020) 

von Zensurmaßnahmen sowohl in Deutschland als auch in Russland lesen muss.  

Deutschland:  

In Deutschland musste sich die „Zeitgeschichtliche Forschungsstelle Ingolstadt“ (ZFI, 

Gründer Dr. Alfred Schickel) gegen die Nennung im bayrischen Verfassungsschutzbe-

richt wehren. Das Verwaltungsgericht München untersagte die Nennung. Ob die 

Stadtverwaltung Ingolstadt dem ZFI nun wieder Räume vermietet, ist abzuwarten. 

Russland: 

In Russland kann es dramatische Folgen haben, wenn man als Historiker von der 

Staatslinie abweicht. Dies erfuhr der 64jährige Jurij Dimitrijew, als er im Auftrag der 

Gesellschaft „Memorial“ die Orte von Stalins Massenerschießungen 1937/38 in Kare-

lien aufspürte. Die russischen Behörden versuchen, diese Morde den Finnen unterzu-

schieben, aber nach „Katyn“ könnte das fehlschlagen. Daher beschuldigt man Dimit-

rijew vorsichtshalber auch noch des unsittlichen Umgangs mit seiner Adoptivtochter. 

Der tschechische Außenminister Petricek rief die EU auf, sich für den Historiker ein-

zusetzen. Ein Mitstreiter Dimitijews, der Historiker Sergej Koltyrin, starb inzwischen 

schon in der Haft, nachdem man ihn mit den gleichen Vorwürfen belastet hatte.  

 

Tschechen und Slowaken am anfälligsten für Beamtenbestechung   
Die EU unterhält eine Agentur für Grundrechte (FRA), die ein Auge auf Politik, Justiz 

oder Korruption in den EU-Ländern hat. Demnach haben 60 Prozent der Menschen 

den Eindruck, dass sich Politiker nicht für sie interessieren.  

Noch trauriger ist aber der Befund hinsichtlich der Verbreitung von Korruption.  

Unter allen Mitgliedern der Europäischen Union tolerieren am ehesten Tschechen und 

Slowaken kleinere Bestechungen von Beamten oder anderen öffentlich agierenden 

Personen. 61 Prozent der Slowaken und 59 Prozent der Tschechen halten es der Studie 

zufolge für akzeptabel, kleinere Geschenke oder Gegenleistungen anzubieten, wenn 

sie ihre Angelegenheiten auf einem Amt schneller erledigen wollen. Hinter diesen 

Spitzenreitern rangieren weitere postsozialistische Länder wie Kroatien, Rumänien, 

Bulgarien oder die baltischen Staaten, aber leider auch Frankreich!  

Im gesamten EU-Durchschnitt akzeptieren 35 Prozent gelegentliche kleinere Beste-

chungen, 64 Prozent sind klar dagegen. 

Ein besonders großes Problem sehen die Menschen laut der Studie in der Bestechung 

von Ärzten. Mehr als drei Fünftel der Bewohner einiger osteuropäischer Länder sind 

überzeugt, dass gelegentliche Bestechungsgelder nötig sind, um eine bessere Behand-

lung in öffentlichen Krankenhäusern zu bekommen (Radio Prag, 24.6.20). 

 

 

Bevor Gott Himmel und Erde schuf, tat er nichts. 
Hl. Augustinus von Hippo (354-430) 
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Proteste in Südtirol 
Seit Südtirol nach dem 1. Weltkrieg von Italien annektiert wurde, müssen sich 

die dort lebenden Menschen gegen die Bevormundung durch Rom wehren. Da-

ran änderte auch das Autonomie-Abkommen des 

Jahres 1979 wenig. Eine Regierung (Rom) sitzt 

immer am längeren Hebel und sie kann stets mit 

Aufweichungstendenzen bei den Unterworfenen 

rechnen. Das fand so auch in der SVP-Führung 

(Südtiroler Volkspartei) nach Abtritt der „alten 

Garde“ statt. Die neuen Kräfte legten ein janus-

köpfiges Verhalten an den Tag und verbrämten 

es mit „politkommunikativem Europagesäusel“, 

das die Teilung Tirols bald als überholt darstel-

len möchte.  

Jetzt, in der Corona-Krise, hat die Regierung in 

Rom offenbar besonders unsensibel agiert und zentralstaatliche Allüren an den 

Tag gelegt. Das aber rief in der Bevölkerung überaus heftigen Widerstand her-

vor, der sich landesweit entlud. Überall tauchten plötzlich Spruchbänder mit Pa-

rolen auf wie „Los von Rom“ oder „Kurz, hol uns heim“. Selbst auf den 

Berghängen und  -wiesen sah man bei Nacht Botschaften dieser Art, nachgestellt 

von einer großen Zahl von Fackelträgern. Aus Südtirol gibt es eine ganze Reihe 

von Fotos, die hier teilweise wiedergegeben werden. 

Eigentlich ist die Haltung Italiens in unserer aufgeklärten Zeit und unter EU-

Freunden unverständlich. Aber vor diesem Rätsel stehen die Sudetendeutschen 

gleichermaßen mit den Tschechen! Kann die EU den Nationalstaat überwinden?  

In der Corona-Krise erwies sich alleine dieser als handlungsfähig und bot 

Schutz. Wir stehen vor schwierigen Fragen. 
  

   
Fackelträger: Jetzt reicht`s! Kurz, hol uns heim! Freistaat! 

 

 

 

 

 

 

 
Los von Rom! 
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Noch einmal Stifter: Guter Rat zur Baumpflege 
Stifters „Nachsommer“ ist ein sehr handlungsarmes Buch, weshalb es wenig gele-

sen wird. Daher entgehen uns mitunter auch hübsche, darin enthaltene  Kuriosi-

täten. So etwa ein ausführlicher Abschnitt über die Baumpflege. Wir bewundern 

dabei Stifters fundiertes Wissen,  das er gewiss nicht vollständig recherchieren 

musste, sondern aus eigener Anschauung kannte, denn er war ein Landkind. 

Vielleicht sind seine Ausführungen auch gerade in der bevorstehenden Pflanzpe-

riode nützlich.  

Um die erwähnte Langatmigkeit zu umgehen, werden hier nur Ausschnitte und 

Zusammenfassungen wiedergegeben.  

Vier Ratschläge des Böhmerwalddichters: 

1. Schon beim Pflanzen muss eine tiefe Grube gegraben und mit lockerer Erde 

gefüllt werden. So kann der Baum „bedeutend alt“ werden, „ehe er genötigt ist, 

seine Wurzeln in unbearbeiteten Boden zu trei-

ben“. Selbst alte Bäume kann man „durch Her-

ausnehmen, Lockern ihres Standortes und Wie-

dereinsetzen zu vortrefflichem Gedeihen“ bringen. 

2. „Im  Frühling wird jeder Stamm und jeder sei-

ner stärkeren Äste durch eine Bürste und gutes 

Seifenwasser gewaschen und gereinigt. Durch die 

Bürste werden die fremden Stoffe, die dem Baum schaden könnten, entfernt, und 

das Waschen ist ein nützliches Bad für die Rinde … und endlich werden die 

Stämme dadurch auch schön.“ 

3. „Wenn nun trotz aller Vorsichten doch einzelne Teile der Bäume durch Win-

de, Kälte oder dergleichen kahl werden“,… „so werden dieselben bei dem Be-

schneiden der Bäume entfernt. Der Schnitt wird mit gutem Kitte verstrichen, 

dass keine Nässe in das Holz dringen und in dem noch gesunden Teile eine 

Krankheit erzeugen kann“. 

4. „Aber gefährlichere Gegner sind die Insekten, diese können die Güte des 

Gartens zerstören, können seine Schönheit entstellen und in manchen Jahren  

einen wahrhaft traurigen Anblick geben.“ …. 
Hier entspinnt sich eine kurzes Gespräch des Gartenbesitzer (G) mit dem Ich-Erzähler (E):  

G: „Habt Ihr nicht in unserem Garten etwas gehört, das Euch besonders auffal-

lend war?“ E: „Den Vogelsang“  G: „Ihr habt richtig bemerkt, die Vögel sind 

in diesem Garten unser Mittel gegen Raupen und schädliches Ungeziefer.“…. 

Es folgen lange Ausführungen über die Behandlung der Vögel.  

Diesen Ausschnitten liegt zugrunde die 2. Auflage der 1982 in der Nymphenbur-

ger Verlagsanstalt erschienene Ausgabe der Gesammelten Werke, Band 5, Seiten 

137 ff. (Zusammenstellung  F.V.) 

 

 
Stifter kannte auch die Natur 
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Schwarze Leben zählen! 
(Black Lives Matter) 

Im 25. Mai 2020 kam in Minneapolis/USA der Afroamerikaner George Floyd bei der 

Festnahme durch die Polizei ums Leben. Danach verbreitete sich weltweit die Bewegung 

„Black Lives Matter“.  Ins Fadenkreuz gerieten dabei nicht nur die aktuellen Verhältnisse, 

sondern auch unerfreuliche Vorkommnisse von einst wurden aufgetischt.  

So wurde in den USA sogar am Bild Woodrow Wilsons „gekratzt“, weil er 1914 als 

Staatspräsident angeordnet hatte, die Rassentrennung im Postministerium wieder strenger 

zu handhaben. Jetzt „büßte“ er dafür, indem in Princeton ein nach ihm benanntes Gebäude 

der Harvard-Universität umgetauft wurde.  

In Bristol, England, stürzte man die Statue des Wohltäters Edward Colston (1636-1721) 

kurzerhand in das Hafenbecken, weil er sein Vermögen durch Sklavenhandel erworben 

hatte. Auch andere angesehene Familien Bristols gerieten ins Fadenkreuz, weil auch deren 

Wohlstand auf „Blutgeld“ aus dem Sklavenhandel oder der Sklavenhalterei  beruhte 

(FAZ, 8.6.20)!  

Aus anderem Grunde kam Premier Winston Churchill ins Gerede. In den Diaries (Tage-

büchern) MacMillans kann man lesen, dass der Kriegspremier 1955 in einer Kabinettsit-

zung den Slogan „Keep England White“ (Erhalte England weiß) zustimmend hervorhob. 

Die Folge war, dass sein Monument am Parliament Square  mit dem Wort „Racist“ be-

schmiert wurde. 

Sehr peinlich wurde es für Belgien, denn die „Aufklärer“ brachten die Grausamkeiten 

König Leopolds II. (1835-1909) im Kongo ans Licht. Historiker schätzen, dass bei der 

gnadenlosen Ausbeutung dieser Kolonie bis zu 10 Millionen Eingeborene ums Leben ka-

men. Belgien hat sich kürzlich beim Kongo entschuldigt. 

Deutschland im Windschatten? 
Merkwürdigerweise ging die Empörungswelle an Deutschland glimpflich vorbei. In den 

Zeitungen las man allenfalls einige Aufsätze über strukturellen Rassismus oder über die 

kaiserliche Kolonialpolitik in Südwestafrika.  

Hat es da vielleicht jemandem die Sprache verschlagen? Möglich schon, auch wenn 

Deutschland in einer ganz „anderen Liga“ spielt. Der eine oder andere braucht aber bis-

weilen doch einen Sündenbock, um sich seiner eigenen moralischen Überlegenheit sicher 

zu sein. Wenn dann plötzlich von irgendwoher etwas Ähnliches auftaucht, vielleicht sogar 

aus den eigenen Reihen, kann  das unwillkürlich zu einer plötzlichen Sprachlosigkeit füh-

ren. Die Orientierung kann für  kurze Zeit auch dann verloren gehen, wenn man im Netz 

auf den zynischen Satz stößt: „Alte Ideologien haben ihre Massenmorde schon früher 

verübt.“  

Aber darum geht es der Black-Lives-Matter-Bewegung gar nicht in erster Linie. Ihr Ziel 

ist eigentlich ein umgekehrter Rassismus. Beabsichtigt wäre somit die Diskreditierung 

und Ausgrenzung „der Weißen“, sprich der Europäer! Dafür muss dann auch noch der 

gute alte Kant herhalten, der, gemessen an unseren Kenntnissen, freilich einige naive Aus-

sagen machte. Aber Philosophie ohne Kant? Wie soll das gehen? Bleiben wir daher am 

besten bei dem alten Grundsatz: Jeder kehre vor seiner eigenen Haustüre!      (F.V.) 

 

 

Und in der Mitten liegt holdes Bescheiden (Mörike) 
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